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WOLFGANG BRÜCHER

Frankreich im Umbruch zwischen Zentralismus,
Dezentralisierung und europäischer Integration

Einführung

Vor genau fünfzig Jahren schockte ein
junger französischer Geograph, Jean-Fran-
çois GRAVIER, seine Landsleute mit dem
oft zitierten Buch Paris et le désert fran-
çais über die brisante Disparität zwischen
glanzvoller Hauptstadt und verödender
Provinz. Seitdem hat Frankreich in Europa
einen ungeheuer schnellen Aufstieg zu
einem modernen, technologisch führen-
den Industrieland bewältigt. Gleichzeitig,
so scheint es, hat der in Jahrhunderten
gewachsene, starke zentralistische Staat
an Kraft und Strukturen verloren. Durch
beides, den Entwicklungssprung und das
Verblassen des Zentralismus, hat die tra-
ditionelle Identität des Landes Schaden
erlitten. Nicht zuletzt macht man dafür
auch die europäische Integration verant-
wortlich. Diese wird einerseits von Frank-
reich als einer der Lokomotiven vor-
angetrieben. Andererseits aber existieren
kaum überwindbare Schwierigkeiten, den
unitarischen Nationalstaat in eine europäi-
sche Union einzufügen, die mehr ist als
eine lockere Konföderation wie de Gaul-
les „Europa der Vaterländer“: Er paßt we-
der in eine polyzentrische Föderation noch
in ein Mosaik von Regionen, erst recht
nicht in eine vergrößerte Neuauflage des
Zentralismus unter der Führung von Brüs-
sel. Vor solch komplexem Hintergrund ist
hier, wenn auch nur in Teilaspekten, die
Dezentralisierungspolitik seit 1982 zu ana-
lysieren, besonders die damit verbundene
Regionalisierung. Darin zeigen sich, ne-
ben dem Willen zur Anpassung an Europa,
zähe Bestrebungen, aber auch endogene
Zwänge, Frankreich als geschlossenen
Zentralstaat zu erhalten und nur so in die
EuropäischeUnion einzubringen.

Identität und Zentralstaat

Solche globalen Veränderungen beschleu-
nigen den Untergang der „alten Werte“,
wie Geschlossenheit von Raum und Wirt-
schaft, Verschmelzung der Volksgruppen
und Einwanderer in einer Nation, Bindung
an die dörflich-kleinstädtische Gemein-
schaft, elitistische Kultur – der starke,
paternalistische, unitarische Staat galt im-

mer als Hüter und Sammelbecken dieser
Werte (vgl. KUISEL 1996). So wachsen,
wie zahlreiche Autoren in den letzten Jah-
ren betonen, Orientierungslosigkeit und
Sorge der Franzosen um ihre Identität bzw.
um die ihrer Nation. Sie unterliegt in der
Tat umwälzenden Neuerungen und
Herausforderungen: Die Wirtschaft folgt
den Regeln der Globalisierung, der Staat
stellt seine Unternehmen zur Privatisierung
frei – die Kehrtwende der neuen sozialisti-
schen Regierung 1997 macht die Unsi-
cherheit nur noch größer. Eskalierende
Probleme mit Einwanderern und Multi-
kulturalität stehen im Widerspruch zu den
heterogenen Wurzeln der Nation. Räum-
lich werden die fremden Minderheiten
zunehmend in Wohnvierteln margi-
nalisiert, die unter sozialen Spannungen
bersten und wie exterritoriale Zonen wir-
ken. De facto außerhalb liegen auch weite,
von massiver Landflucht entleerte Räume.
Zu alledem wird mit dem Zerfallen der
Staatsgrenzen im europäischen Rahmen
der „Behälter“ der Nation porös; man ver-
mißt nun die Geborgenheit, befürchtet ein
Abdriften der Randgebiete.

Das Bindemittel für die gewachsene
Identität Frankreichs ist traditionell der
zentralistische, unitarische Staat. Immer
wieder ist zu betonen, daß in Frankreich,
umgekehrt wie in Deutschland, der Staat
vor der Nation entstanden ist. Der Staat hat
aus heterogenen Territorien und Volks-
gruppen die Nation geschmiedet und erst
in einem sich über Jahrhunderte ziehenden
Prozeß diesem künstlichen Gebilde eine
Identität verliehen, zum Teil auch
aufgezwungen. Damit hängen nationale
Identität und Stärke des Staates letztendlich
voneinander ab.

Natur und Rolle des Zentralstaates wer-
den jedoch in jüngerer Zeit zunehmend in
Frage gestellt. Heute steht, so FONTAINE

(1997), Frankreich wie die anderen Natio-
nalstaaten im Kreuzfeuer der Globalisie-
rung, Europas und der Regionalisierung –
wenn er hinzufügt „...wie die anderen
Nationalstaaten“, so übersieht er jedoch
einen grundsätzlichen Unterschied: Frank-
reich ist überwiegend von EU-Mitgliedern

umgeben, die bereits regionalisiert bzw.
föderal strukturiert sind oder dahin tendie-
ren, selbst Großbritannien.

Beim französischen Zentralismus, oft
auch als jacobinisme bezeichnet (vgl.
ausführlich BRÜCHER 1992), handelt es sich
weder um eine Staatsform noch um ein
Regierungssystem, vielmehr um ein
staatsorganisatorisches Leitprinzip. Es hat
über einen sehr langen Zeitraum und ge-
gen permanente Widerstände gewirkt, von
den Anfängen der Monarchie bis in die
heutige Fünfte Republik. Von einer ein-
zigen Entscheidungszentrale und von ei-
nem festen Punkt im Raum, der Haupt-
stadt, soll das gesamte Staatsterritorium
maximal durchdrungen, gestaltet und
gesteuert werden. Darauf basiert – wenn
auch eingeschränkt durch die Dezentrali-
sierung ab 1982 – das hierarchische Ver-
waltungssystem, von der Regierungszen-
trale direkt zu den Gebietskörperschaften.
Es verbot sich bis dahin jeglicher Ansatz
lokaler Autonomie. Alle gesellschaftlichen
Bereiche sollen weitestgehend vereinheit-
licht werden, also u.a. auch Kultur, Spra-
che, Urbanisierung oder Wirtschaft. Ziel
ist die zentrale Kontrolle einer homoge-
nen, festgefügten Nation in einem geschlos-
senen Territorium, erreichbar nur über eine
maximale Uniformierung des Territoriums
und seiner Bevölkerung, die Gleich-
schaltung aller Verwaltungseinheiten, Ge-
setze und Verordnungen. „Was seit lan-
gem in Frankreich den Staat stützt, ist ...
seine Ablehnung selbst des geringsten
Partikularismus“, schrieb noch jüngst der
heutige Gaullistenführer Séguin (zit. in Le
Monde 16.08.93).

Unterlaufen, aber zugleich auch in Funk-
tion gehalten wird der Zentralismus seit
alters durch das System der Ämterhäu-
fung. Zahlreiche Volksvertreter (notables)
der Gebietskörperschaften haben dort, aber
auch auf nationaler Ebene, mehrere Man-
date inne. So kann z.B. ein Regional-
ratspräsident gleichzeitig auch Bürger-
meister und Minister sein. Dieses Charak-
teristikum des politischen Systems in
Frankreich wirkt wie ein Scharnier, wie
ein Schmiermittel zwischen der Zentrale
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und der Provinz. Je stärker die lokale Posi-
tion des Notabeln, desto mehr Vorteile
erkämpft er in Paris für seine Provinzhoch-
burg (und sich selbst), umgekehrt macht er
sich zu Hause, als Kontaktmann zum Prä-
fekten, für die Zentrale nützlich. SADRAN

(1996, S. 116) nennt den cumul des man-
dats treffend einen „gezähmten Jakobinis-
mus“.

Das Phänomen Zentralismus hat auf
verschiedenste Weise den Raum Frank-
reich geformt, über das Verkehrsnetz, aber
auch über die Städte oder die Verteilung
der Industrie. Solche in den Raum gepräg-
ten Strukturen stehen in permanenter
Wechselwirkung mit allen gesellschaftli-
chen Bereichen. Nicht zuletzt durch die
lange Tradition und die Verankerung im
Territorium wurde das Leitprinzip zu ei-
ner Art Selbstverständlichkeit. Es beein-
flußt dementsprechend das Denken und
Verhalten von Politikern wie Bürgern; es
bildet, gewollt oder ungewollt, den zentra-
len Pfeiler der französischen Identität.

Dezentralisierung und Regionalisie-
rung

Nun gibt es, zumindest vordergründig,
zahlreiche Hinweise, daß die zentralisti-
schen Strukturen und die Macht des Staa-
tes erodiert werden. Als hauptverantwort-
lich angesehen werden allgemein drei
Einflußbereiche:
• die Dezentralisierung ab 1982 ein-

schließlich der Schöpfung der Regio-
nen als neue Gebietskörperschaften,

• die darauf aufbauende Regionalisie-
rung und

• Einflüsse von seiten der Europäischen
Union.

Seit 1982, unter der Präsidentschaft von
Mitterrand, wurden bahnbrechend erschei-
nende Gesetze für eine Dezentralisierung
erlassen. Sie sind durch drei Hauptinhalte
gekennzeichnet:
1. Bis 1982 war die Region lediglich

ein établissement public, konzipiert
vor allem für Belange der Raum-
ordnung. Sie unterstand dem Statt-
halter des Staates, dem Regionalprä-
fekt. Nun wurde sie per Gesetz zu
einer vollwertigen Gebietskörper-
schaft (collectivité territoriale) aufge-
wertet und erhielt, ähnlich wie Depar-
tement und Gemeinde, eigene Kom-
petenzen und als Exekutive einen
direkt gewählten Rat.

2. Die Abschaffung der sog. tutelle, d.h.
der direkten zentralen Staatsaufsicht
über die Gebietskörperschaften mit-
tels der Präfekten. Jene können nun

nicht mehr per Weisung a priori jede
Entscheidung einer Gebietskörper-
schaft aufheben, sondern nur bei
Zweifeln an der Legalität eine nach-
trägliche Rechtskontrolle anordnen.

3. Erstmals wird nun dem Departement
und der Region ein Exekutivrecht zu-
gestanden, das der Gemeinde wird er-
weitert. Die Gebietskörperschaften er-
halten keine Generalzuständigkeit für
alle sie betreffenden internen Belan-
ge, wie z. B. Wirtschaft, Verkehr,
Bildung, sondern nur für bestimmte
(Teil-)Bereiche. So ist beispielsweise
die Region nun zuständig für die
Wirtschaftsförderung, das Departe-
ment für den Sozialbereich, die Ge-
meinde, zusätzlich zu ihren alten
Zuständigkeiten, für Freizeithäfen.
Der Regionalrat schlägt einen Ent-
wicklungsplan vor, der sich am na-
tionalen Plan orientiert. Fortan sol-
len die Gebietskörperschaften auch
direkt über angemessene Finanzmittel
verfügen. Die Region darf Lokalsteu-
ern erheben. Außerdem kann sie über
einen sog. Planvertrag mit dem Staat
für gemeinsame Investitionen von
letzterem etwa 60 % der Mittel er-
halten.

Einflüsse Europas

Durch die Schöpfung der Region in Frank-
reich wurden überhaupt erst die äußer-
lichen Voraussetzungen für eine Teilnahme
am Regionalisierungsprozeß innerhalb der
EU und durch die EU geschaffen. Auf der
anderen Seite will letztere mit der Förde-
rung der Regionen (bzw. Bundesländer,
autonomías etc.) bekanntlich die national-
staatlichen Strukturen aufbrechen und da-
mit das Zusammenwachsen erleichtern.
Die Regionen sollen mehr Eigenständigkeit
erhalten und zunehmend direkt mit den
EU-Gremien kooperieren.

Zunächst hatte sich bekanntlich die In-
tegrationspolitik allein zwischen der euro-
päischen und der nationalstaatlichen Ebe-
ne, zwischen Brüssel und den Hauptstäd-
ten bewegt. Beispielsweise sollte über die
Zuteilung von Fördermitteln aus den
Strukturfonds, vor allem dem Europäi-
schen Fonds für Regionale Entwicklung
(EFRE), das Ungleichgewicht zwischen
„reichen“ und „armen“ Staaten abgemil-
dert werden. Seit den 80er Jahren bemü-
hen sich die bereits etablierten Regionen,
im Verein mit der EU, die Institution Regio-
n allgemein politisch aufzuwerten, zum
autonomen Verhandlungspartner der EU
zu machen. So wurde mit der Einheit-

lichen EU-Akte 1986 festgelegt, daß nun
der Ausgleich in der räumlichen Ent-
wicklung nicht mehr zwischen Staaten,
sondern zwischen Regionen anzustreben
sei. Noch weitergehend wurden mit der
Reform des EFRE direkte Beziehungen
zwischen EU und Region gestattet, ohne
die vorher obligatorische Zwischenschal-
tung der Staatsregierung. Der Vertrag von
Maastricht gestattet den Regionen sogar,
nun selbst aktiv an bestimmten Entschei-
dungsprozessen teilzunehmen (VAN GIN-
DERACHTER 1993, S. 148). Seit Ende der
80er Jahre betreffen viele Bereiche der
EU-Politik die Regionen direkt: Land-
wirtschaft, Soziales, Verkehr, Umwelt etc.
Die Einbeziehung in Vorbereitung und
Durchführung der Fördermaßnahmen so-
wie gestiegenes politisches Selbstbewußt-
sein hat dazu ermuntert, die Interessen bei
den Brüsseler Behörden nun direkt zu ver-
treten, meist über ständige Kontaktbüros.

Solche Entwicklungen sieht mancher
gern als Vorläufer eines „Europas der Re-
gionen“. Zwar wird es vermutlich ein
Schlagwort bleiben, und es ist auch frag-
lich, ob ein solches „Kleinstaatenmosaik
mit einer Flut von Sonderinteressen“
(FRISCH 1994, S. 197) denn so wünschens-
wert ist. Doch klingt daraus die Tendenz
eines divide et impera: Die Nationalstaaten
sollen durch individuelle Aufwertung ih-
rer Teilgebiete von innen heraus ge-
schwächt, die Regionen gestärkt und zu-
gleich zu einem von Brüssel beherrsch-
baren Gefüge werden. Ermöglicht wird
dies auch durch eine Lockerung der Gren-
zen, die bisher dem unitarischen Staat
Reichweite und inneren Zusammenhalt
garantierten. Folgerichtig entfaltet Brüs-
sel an den Grenzen und in Grenzräumen
eine auffällige Aktivität; sogenannte
Großregionen, wie z.B. Saar-Lor-Lux, pas-
sen bestens in die Strategie (vgl. BRÜCHER

1995; SCHULZ u. BRÜCHER 1997). Grund-
sätzlich sollen nationale Grenzen durch-
lässiger, vielleicht langfristig eliminiert
werden, um den Einigungsprozeß der Staa-
ten, aber auch die Annäherung aneinan-
derstoßender Gebietskörperschaften zu be-
schleunigen; in dieselbe Richtung zielen
lokale Initiativen. An eine Grenze sto-
ßende Regionen sind besonders zu för-
dern, weil sie sehr häufig, gerade wegen
ihrer isolierten Lage, strukturschwach sind.
In Frankreich ist solche Benachteiligung
nicht nur räumlich bedingt, sondern grün-
det auch in dem uralten Mißtrauen der
Zentralregierung gegenüber Gelüsten rand-
licher Minderheiten, wie Bretonen oder
Korsen, aus dem Kunstgebilde Terri-
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torium-Nation auszubrechen. Die Zu-
sammenarbeit in bi- oder multinationalen
Grenzraumprojekten wird seit 1990 spe-
ziell durch das INTERREG-Programm der
EU unterstützt, die je Projekt die Hälfte der
Mittel einbringt. Zusätzlich hat eine Reihe
jüngerer Vereinbarungen, zuletzt das
„Karlsruher Übereinkommen“ von 1996,
die Kooperationsmöglichkeiten schritt-
weise vereinfacht (vgl. HALMES 1996;
SCHULZ 1997).

Dezentralisierung, Regionalisierung
und europäische Einflüsse – eine
Bewertung

Allein an den geschilderten Fakten gemes-
sen, erscheint die Identität des französischen
Zentralstaates durch die Dezentralisierung-
Regionalisierung und die parallel verlaufen-
de europäische Integration grundsätzlich in
Frage gestellt. Es handelt sich hier um Pro-
zesse erheblicher Tragweite, schließlich geht
es um ein schon im Mittelalter entstandenes
Leitprinzip, das bis heute hohe Persistenz
beweist. Von diesem aber wandte man sich
nun bewußt ab, gewollt von Staatspräsident
und Regierung und ohne nennenswerte
demokratische Legitimation. THOENIG

scheint sich darüber zu amüsieren, wie
reibungslos und schnell die Verabschiedung
der Gesetze und ihre Durchführung im

Territorium vonstatten gingen, ja, daß die
Jakobiner offenbar aus dem Hexagon ver-
schwunden seien (1992, S. 74). So wirft
sich die Frage nach den Motiven und ihrer
Echtheit auf, auch angesichts der Unklar-
heit über die Ziele und Resultate dieser
Politik. “Es gibt verschiedene mögliche
Lesarten der Konsequenzen der Dezentrali-
sierung auf den aktuellen Zustand Frank-
reichs“ (DELFAU 1994, S. 33). Kurz: man
erhält keine einhellige Antwort. Allen An-
zeichen nach steht im Hintergrund eine
äußerst subtile Strategie, die nach einer
Erklärung ruft – aber auch die folgende
Interpretation des Verfassers ist nur eine
weitere „mögliche Lesart“. 

Zunächst ist zu betonen, daß die Neu-
schöpfung der Region wie ein direkter
Bruch mit den Zielen der Revolutionäre
von 1789 anmutet, wollten jene doch just
die Provinzen, die „Regionen“ des Ancien
Régime, aus Landkarte und Kollektivge-
dächtnis tilgen und sie durch die kleineren,
am Reißbrett der Rationalisten entwor-
fenen Departements ersetzen (Abb. 1).
Trotzdem blieben mentale und kulturelle
Bindungen an die alten Provinzen wach.
Auch hat es, vor allem in Randgebieten
wie der Bretagne und – natürlich – Korsi-
ka, immer wieder aufflackernde autono-
mistische Strömungen gegeben, bis heute.

Sicherlich wird deren politisches Gewicht
zuweilen überschätzt, doch können solche
Bewegungen sich auf ein in Europa wach-
sendes Regionalbewußtsein betten.

1956 erfolgte die erste Gruppierung von
jeweils mehreren Departements in 22 Re-
gionen – fiel sie zufällig in dasselbe Jahr
wie der Spaak-Plan, der, als Vorläufer der
EWG-Gründung 1957, bereits eine euro-
päische Regionalpolitik erwähnte (vgl.
MADIOT 1996, S. 96)? Mehr noch mit ihrer
Formierung zu circonscriptions d’action
régionale (1972) begann der französische
Staat, seine territorialen Verwaltungsstruk-
turen an die der Nachbarländer anzupas-
sen – äußerlich, denn, wie gesagt, die neu-
en Gebilde erhielten keinerlei eigene
Kompetenz. Überdies bekamen sie einen
Zuschnitt, der sich, trotz des oft übernom-
menen historischen Namens (Limousin,
Auvergne etc.), nur noch in den Ausnahme-
fällen Elsaß, Lothringen und Nord mit
dem der alten Provinzen (nahezu) deckt.
So fühlt sich der Nantais, der Bewohner
der alten Hauptstadt der Bretagne, natür-
lich als Bretone, obwohl der Staat das
Departement Loire-Atlantique mit Nantes
aus der aktuellen Region Bretagne „für-
sorglich“ ausgeklammert hat... Mit solch
ahistorischer Formgebung handelte man
gegen den offenkundigen Wunsch der Be-
völkerung nach regionaler Identität (DEL-
FAU 1994, S. 57), oft auch mit einem Kunst-
namen – wer möchte sich schon gern als
„Languedoc-Roussillonnais“ bezeich-
nen?... (Verwundert da nicht, daß der Neo-
logismus Francilien für die Bewohner der
Ile-de-France, also der privilegierten
Hauptstadtregion (s.u.), geradezu forciert
wird und seit den 80er Jahren auch im
Larousse steht?)

In dieselbe Richtung mögen mehrere
Vorschläge zielen, die Regionen zu ver-
größern bzw. von 22 auf eine zwischen 7
und 13 schwankende Zahl zu reduzieren;
1993 stellt die DATAR, die zentrale
Raumordnungsbehörde, sieben vage um-
rissene Großräume zur Diskussion, die
auffälligerweise die aktuellen Regionen
wieder zerschneiden. Zu alledem schlägt
sie eine Art Hyperregion im Pariser Bek-
ken mit Schwerpunkt Ile-de-France vor,
die wie eine Krake nach sieben Regionen
greift (vgl. DATAR 1993). Die Frage ist
nicht abwegig, ob man nicht auf diese
Weise ein Unsicherheitsgefühl über den
Fortbestand und die Identität der Regionen
am Leben erhalten will. Denn man be-
denke, daß jene nur auf der Basis eines
jederzeit modifizierbaren Gesetzes be-
stehen, nicht jedoch, wie Departements
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Abb. 1: Provinzen des Ancien Régime und Regionen in Nordwest-Frankreich
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und Gemeinden, in der Verfassung ver-
ankert sind.

Die Etablierung der Région seit den
50er Jahren allein für Belange der
Administration und des aménagement du
territoire war nichts anderes als ein klassi-
scher Fall von Dekonzentration, d.h. eine
Auslagerung weiterhin zentral kontrollier-
ter Verwaltungsbereiche in die Provinz.
1982 jedoch erhielt die neue Region, nun
als Gebietskörperschaft, über die De-
zentralisierungsgesetze erstmals autonome
Zuständigkeitsbereiche (s.o.). Von den drei
Staatsgewalten entfällt seitdem auf die
Gebietskörperschaften nur die Exekutive.
Eine lokale Teilhabe an der Judikative und
Legislative käme dem gefürchteten Föde-
ralismus nahe, ist ohnehin verfassungs-
widrig. Aber auch in den neuen Kom-
petenzen behält sich der Staat über zahl-
reiche Ausnahmeklauseln weiterhin
Eingriffsmöglichkeiten vor. Zwischen den
drei Ebenen wurde 1983 jegliche hier-
archische Verfügungsgewalt gesetzlich un-
tersagt, vielmehr wurden ihnen dezidiert
unterschiedliche, meist noch in sich un-
terteilte Bereiche zugeordnet (vgl. Abb. 2),
mit dem Ziel, eine vertikale Zusammenar-
beit und damit jede potentielle Schwerge-
wichtsbildung gegenüber Paris ausschlie-
ßen: z.B. ist beim Bau und Unterhalt der
Schulen die Gemeinde für die Grund-
schulen zuständig, das Departement für
die Realschulen, die Region für die Gymna-
sien. Der Region wurden überdies auffäl-
lig wenig Kompetenzbereiche übertragen,
allein zwei Drittel ihrer Investitionen flie-
ßen in Bildungswesen und Transport, nur
rund 10 % in die Wirtschaftsförderung
(BERTHON 1996, S. 34). Viele Beispiele
sprechen auch dafür, daß der Staat mittels
der Dezentralisierung eine Reihe von
unliebsamen Aufgaben auf die Gebietskör-
perschaften abgewälzt hat, u.a. die kon-
fliktreiche Flurbereinigung... Überhaupt
nicht erfaßt wurde bezeichnenderweise der
die Macht tragende Energiesektor.

Am sichtbarsten begrenzt werden die
neuen Kompetenzen durch unzureichende
finanzielle Ausstattung. Zu alledem führt
Mischfinanzierung zu Konfusion, so, wenn
eine Gemeinde Zuschüsse für das neue
Dach ihrer Kirche aus Paris, von der Regi-
on und vom Departement erhält... Die vom
Staat genau zubemessenen Mittel für neue
Zuständigkeitsbereiche, z.B. in den Re-
gionen für den Kanalbau, sind nicht über-
tragbar. Außerdem werden ungebundene
„globale“ Transferleistungen, allerdings
im bescheidenen Umfang von insgesamt
rund 100 Mrd. FF (1995), an Gemeinden

(79 %) und Departements (17 %) (-HERT-
ZOG 1996, S. 81) ausgeschüttet. Daß die
davon ausgeschlossenen Regionen im Ge-
genzug direkte lokale Steuern erheben
dürfen (u.a. Führerscheingebühren), klingt
zwar nach mehr Autonomie, doch die
finanzschwachen Regionen treiben solche
Steuern in die Höhe – und machen sich bei
ihren Bewohnern unbeliebt... „Das ganze
System wurde ... blockiert, um die Finanz-
autonomie der Region und den Umfang
ihrer Budgets zu blockieren“ (DOUENCE

1995, S. 15); MÜLLER-BRANDECK-BOCQUET

nennt die Finanzfrage die „Achillesferse
der gesamten Dezentralisierungsreform“
(1990, S. 75).

Insgesamt regiert das Prinzip, je größer
die Gebietskörperschaft, desto niedriger
ihr Etat. Wie das Beispiel Pays de la Loire
zeigt, haben die Regionen pro Jahr rund
1000,- FF/Einw. zur Verfügung, die Depar-
tements fast das Vierfache, die Gemein-
den mehr als das Siebenfache (mdl. Mitt. J.
Renard, Inst. de Géographie, Nantes). Sol-
che finanziell gesteuerte Bevormundung
der Region zeigt sich nicht zuletzt auch im
System des sog. Planvertrags (Contrat de
Plan Etat-Région), eines vom Staat und
einer Region gemeinsam geplanten und
finanzierten Investitionsprogramms. 1984-
93 speiste der Staat in den jährlichen Ge-
samtetat von durchschnittlich 16,9 Mrd.
FF einen Anteil von 56,5 % ein (BALME/
BONNET 1995, S. 51). Das bedeutet zwar
zusätzliche Mittel für die Regionen, die
restlichen 7,2 Mrd. FF/a müssen jedoch
aus deren ohnehin schon schmalen Bud-
gets abgezweigt werden. Zu alledem flie-

ßen sie in Projekte, die oft weniger eigene
als staatliche Interessen verfolgen, so z.B.
in den Straßenbau, für den die Regionen
nicht einmal zuständig sind... (vgl. Abb. 2).
Offiziell sind es gemeinsame Projekte, nur
werden die Prioritäten vom Präfekten, also
der Zentralregierung bestimmt (THARUN

1993, S. 25; DOUENCE 1995, S. 12). Die
Regionen sind jedoch auf solche Form
staatlicher „Förderung“ angewiesen, nicht
nur wegen ihrer knappen Mittel, sondern
auch wegen der Einbindung von EU-
Fördermitteln, bei der der Staat kooperie-
ren muß. Planverträge sind heute „der wich-
tigste institutionelle Mechanismus ... für
die Organisation der zentral-peripheren Be-
ziehungen im Bereich der öffentlichen Po-
litik“ (BALME/BONNET 1995, S. 51,62,70),
anders gesagt: eine neue Form der An-
bindung der Provinz an die Zentrale. Letzt-
lich bedeutet die Kontrolle der Planver-
träge durch den Staat, daß die Raumord-
nungspolitik auch auf regionaler Ebene
zentrale Angelegenheit bleibt (vgl. DA-
METTE u. SCHEIBLING 1995; MADIOT 1996).
Selbst die neuen Freiheiten, mit ausländi-
schen Nachbarn grenzübergreifende Kon-
takte zu knüpfen, bleiben begrenzt. Zwar
entfällt seit 1992 die Pflicht vorhergehen-
der Anfrage an den Präfekten, doch müs-
sen alle Aktivitäten und Verträge der
französischen Regionen mit dem Ausland
a posteriori von Paris autorisiert werden
(MAZEY 1994, S. 152). Seit dem Erlaß der
Dezentralisierungsgesetze benötigte die
Regierung zehn Jahre, um solche Locke-
rungen zu genehmigen – bzw. um zu legali-
sieren, was schon vorher Praxis war...

Bereich Gemeinde Departement Region Staat

Bildung Bau und Unter- Bau und Unter- Bau und Unter- Programme 

haltung von haltung von haltung von Gr. Ecoles 

Grundschulen Realschulen Gymnasien und Universität

Schülertransport innerhalb außerhalb der

Gemeinde Städte

Soziales und Beteiligung an Kinder, Familien, staatliche 

Gesundheit Aktivitäten des Senioren Einrichtungen, 

Departementes Behinderte Drogenhilfe

öffentliche Hygiene

Fortbildung Fortbildung allgemeine

Lehre Richtlinien

Planung interkommunale ländliche gemeinsamer Entwurf

Entwicklung Infrastruktur des Regionalplans

Städtebau Flächennutzungs- und Bauleitpläne Kontrolle

Umwelt

Schutzgüter Baugenehmigungen Wanderwege Regionalparke Kontrolle

Abb. 2: Ausgewählte Zuständigkeitsbereiche der Gebietskörperschaften seit 1982
Quelle: verändert nach VELPEAUX, Les Lois de décentralisation depuis 1982. In: Les collectivités locales en France,
Paris 1996, S.13
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Mit der Erweiterung der Gebietskörper-
schaften um die Region wurde unter ihnen
zusätzliche Konkurrenz, auch Konflikt-
potential geschaffen, vor allem mit dem
Departement. Offiziell bleibt ungeklärt,
welches nun das wichtigere Niveau zwi-
schen Gemeinde und Staat ist, faktisch gilt
jedoch das Departement als der eigentli-
che „Sieger“ und ist ohnehin durch seine
lange Tradition besser etabliert (DOUENCE

1995, S. 12, 16; MADIOT 1996, S. 71). Die
Frage ist legitim, ob mit der Bevorzugung
des kleineren Departements gegenüber der
auf Europa zugeschnittenen größeren Re-
gion nicht gezielt europäisierende Ten-
denzen gebremst werden sollen. Will der
Staat Departement und Region im Gleich-
gewicht halten, um sie besser beherrschen
zu können, so wie einst Ludwig XIV Adel
und Bürgertum (vgl. ELIAS 201997, II)? Ist
hier erneut die Handschrift des Teile und
Herrsche zu erkennen? Warum auch sollte
die Zentrale Interesse an aufstrebenden,
selbstbewußten Regionen haben? Sie wer-
den gezielt schwach gehalten, sind erst seit
1986, also mit Verzögerung, durch Wah-
len etabliert und sehen sich einem gestärk-
ten Regionalpräfekten konfrontiert.
MABILEAU (1996, S. 233; vgl. BERTHON

1996, S. 33). sagt sogar, der Staat habe die
Region marginalisiert, weil er ihr in allem
mißtraut, was über ihre administrative
Verteilerfunktion für öffentliche Aufgaben
hinausgeht, und weil er ihre Opposition
fürchtet.

Die Region – ein Instrument des
französischen (Zentral)Staates im
europäischen Integrationsprozeß?

Trotz solch widriger Winde konnte die
Region bereits ein respektables Gewicht
und Selbstbewußtsein erlangen. Gerade
die Reformen von 1982 haben in Frank-
reich den Anstoß und die institutionelle
Plattform für die Artikulierung regionaler
Interessen auf EU-Niveau gegeben (MA-
ZEY 1994, S. 133). Die neuen Regionalre-
gierungen entwickeln individuelle Inter-
essen, entfalten Aktivitäten in den meisten
gesellschaftlichen Bereichen. Allenthal-
ben ist der Wille zu erkennen, dem Raum
ein eigenes Profil zu geben, und sei es mit
aufwendigen Palästen der Regional-
regierungen (Abb. 3); offensichtlich will
man mit mageren Budgets maximale Brei-
tenwirkung erregen. „Trotz unbestreitba-
ren Mangels an legalen und finanziellen
Mitteln haben sie sich als echte regionale
Regierungen erwiesen und nicht als bloße
Vertreter der Zentralregierung“ (DOUENCE

1995,S.19).

Auch wenn der Grad an Eigenständigkeit
der französischen Regionen im europäi-
schen Vergleich sehr niedrig bleibt, so muß
die Dezentralisierungspolitik letztlich zur
Aufweichung der straffen Zentralisierung
führen. Bei der Konzeption der Territo-
rialpolitik muß deren Initiatoren, also der
Zentralregierung, diese Konsequenz deut-
lich gewesen sein. Welche tatsächlichen
Motive haben dann eine so widersprüchlich
wirkende Politik geleitet?

Trotz der schon genannten Unklarheit
der Regionalisierungspolitik deutet allzu-
viel auf einen entscheidenden Faktor hin:
Frankreichs Rolle in der europäischen
Integration. „Das Problem, das die Span-
nungen zwischen den Regionen und dem
Staat am deutlichsten aufgedeckt hat, be-
trifft die Beziehungen mit den Institutio-
nen der Gemeinschaft“ (HERTZOG 1993, S.
169). Heute geht für Frankreich kein Weg
mehr an Europa vorbei. Allerdings will
das Land auf seine spezifische Weise in
der EU mitbestimmen: als kompakter, uni-
tarischer Staat, ohne nennenswerte Verlu-
ste an Identität, an Souveränität, zu aller-
letzt zwecks Unterordnung in einem von
Brüssel kommandierten „Europa der
Regionen“.

Paradoxerweise aber benötigt der Zen-
tralstaat dazu ausgerechnet die Region!
Denn er muß sich optimal sowohl den
Strukturen der stärker regionalisierten EU-
Mitgliedstaaten anpassen, er kann an den
Förderprogrammen nur mittels der Regio-
nen partizipieren, und die beste Plattform
für eine Verteidigung gegen den Brüsseler
„Imperialismus“ ist eben die Region. Bei
der Teilnahme am Integrationsprozeß wird
die Region folglich zum Instrument, beson-

ders ab 1989, denn seitdem führt die EU
die strukturellen Förderprogramme nicht
mehr auf nationaler, sondern auf regiona-
ler Basis durch.

Abermals paradox muß wirken, daß
Frankreich hier nicht etwa in einer uner-
wünschten Zwangslage handelt. Vielmehr
ließ sich die regional orientierte EU-För-
derung mit der Leitidee der internen fran-
zösischen Raumordnungspolitik kombi-
nieren, nämlich das Territorium möglichst
ausgeglichen zu entwickeln, mit gleichen
Chancen für alle, der berühmten égalité. In
der Tat dient diese dem unitarischen Staat
inhärente Aufgabe zugleich der Konsoli-
dierung Frankreichs, damit es in der EU
eine unangreifbare Stellung einnehme und
nicht der Erosion des Regionalismus an-
heimfalle. „Das aménagement du territo-
ire war eine zentrale und voluntaristische,
ja autoritäre Politik, die darauf abzielte,
die Aktivitäten und Ausstattung in einem
Raum wieder auszugleichen, den man un-
bedingt uniformieren wollte, um ihn bes-
ser in die entstehende Gemeinschaft zu
integrieren“ (HERTZOG 1993, S. 168). In
diesem komplexen Spannungsfeld zwi-
schen EU, Staat und Region bedarf es in
der Zentrale höchster politischer Kunst,
wenn sie mehreres zugleich erreichen will:
• der Region diplomatisch die notwen-

dige Eigenbeweglichkeit lassen,
• die Region trotzdem optimal kontrol-

lieren,
• das zentralistische Leitprinzip nicht

verraten und
• keinen Konflikt mit Brüssel provozie-

ren.
Grundsätzlich hat die Zentrale nie den
geringsten Zweifel erlaubt, daß ihr in allen

Abb. 3: Hôtel de Région in Nantes (Foto: W. BRÜCHER)
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auswärtigen bzw. EU-Angelegenheiten die
verfassungsmäßige Suprematie gegenüber
den Regionen zusteht. Jede wichtige Ver-
handlung mit der EU wird auf nationalem
Niveau durchgeführt – auch wenn Brüssel
lieber den Regionen direkt gegenüber säße
(MAZEY 1994, S. 133). Gerade die Gemein-
schaft, nach dem Grundsatz EU-Recht geht
über Staatsrecht, stützt den Staat, wäh-
rend sie den Regionen neue Zwänge aufer-
legt: Ihre Politik des freien Wettbewerbs,
Umweltgesetze, einheitliche Normen etc.
beschränken unvermeidlich die sektorale
Autonomie der Regionen – und ver-
antwortlich für die Einhaltung solcher EU-
Vorschriften sind die nationalen Regie-
rungen. So legen BRAY und MORGAN (1985,
S. 18, zit. in MAZEY 1994, S. 151) den
Finger auf ein weiteres Paradox: ausge-
rechnet die EU, die ja die Autorität des
Nationalstaates herausfordert, trägt auch
zu dessen Verstärkung bei.

Dementsprechend sollte man die Rolle
jener Kontaktbüros der Regionen in Brüs-
sel nicht überbewerten. Nicht nur stoßen
solche Eigeninitiativen in Paris auf wenig
Gegenliebe (ALBERTIN 1988), direkte Be-
ziehungen zur EU und der Aufbau einer
Lobby werden durch das französische
Recht auch erheblich behindert. In der
Vertretung von Rhône-Alpes waren 1993
ganze drei Mitarbeiter beschäftigt; zudem
wurden wegen mangelnder Effizienz be-
reits Forderungen laut, das Büro zu schlie-
ßen... (BALME u. JOUVE 1995, S. 49). Bei
Verhandlungen über EU-Mittel für eine
Region dominiert, dank längerer Erfah-
rung und besserer Kenntnis der Planungs-
mechanismen, der Präfekt. Vermutlich
auch überlassen die Lokalvertreter dem
Staatsvertreter weitgehend das Terrain,
weil er besser an die Brüsseler Fleischtöp-
fe herankommt – sie sind ohnehin grund-
sätzlich nur halbvoll, und da der Staat
jeweils mindestens 20 % hinzutun muß,
entsteht eine neue Abhängigkeit (MAZEY

1994, S. 142). So ist es der DATAR im
Verein mit den Präfekten gelungen, in
dem Dreieck Staat – EU-Region die Schlüs-
selposition zu besetzen (BALME u. JOUVE

1995, S. 45). Der Staat hat damit seine
Raumordnungspolitik auf die regionale
Basis verlagert, aus den Händen gegeben
aber keineswegs.

Auch wurde die seit 1982 geschwächte
DATAR dadurch wieder aufgewertet.
Beispielsweise hat sie in Rhône-Alpes bei
der Festlegung der EU-“Ziel“-Zonen di-
rekt mit der EU verhandelt, ohne Beteili-
gung der gewählten Lokalvertreter; die
DATAR hat durchgesetzt, daß ein Teil der

für Rhône-Alpes vorgesehenen EU-
Fördermittel nachträglich nach Lothrin-
gen umgelenkt wurden; und mit der Ver-
teilung der INTERREG-Mittel hat man
ebenfalls die DATAR betraut, während
der Regionalrat von den Verhandlungen
anscheinend ferngehalten wurde. Die Zen-
trale geht sogar so weit, mittels der EU-
Fördermittel und deren Einbindung in die
geschilderten Planverträge Druck auf die
Regionen auszuüben (nach BALME u. JOUVE

1995). Gerade hier sollte die Bedeutung
der Ämterhäufung nicht übersehen wer-
den: Verständlicherweise verfolgen die
zahlreichen Notabeln, die auch auf na-
tionalem Niveau tätig sind, nicht allein
lokale Interessen. Sie wollen also keinen
offenen Konflikt mit der Zentrale, zumal
diese am längeren Hebel sitzt – und sie
selbst eine Karriere in der Zentrale anstre-
ben....

Schließlich reagierte der Staat auf die
wachsende regionalpolitische Aktivität der
Gemeinschaft eigens mit zwei Raumord-
nungsgesetzen (Loi... 1992, Loi... 1995);
deren zeitliche Nähe zum Maastricht-Ver-
trag ist nicht zu übersehen. Unter anderem
erweitern diese Gesetze die Zuständig-
keitsbereiche des Regionalpräfekten,
übertragen ihm die Richtlinienkompetenz
über die Departementpräfekten sowie die
letzte Verantwortung für den Regional-
plan. Alles läuft auf Dekonzentration hin-
aus, auf eine Verstärkung staatlicher Prä-
senz auf regionaler Ebene. Man kann BAL-
ME und JOUVE (1995, S. 45) nur beipflich-
ten: Die Regionalpolitik der Gemeinschaft
hat in Departement und Region die tradi-
tionellen Verwaltungsstrukturen der Zen-
tralregierung reaktiviert, die doch durch
die Dezentralisierung geschwächt worden
war! (1995, S. 45; vgl. MAZEY 1994,
S. 133).

Bestätigt dies nicht die alte „Regel“ in
der Geschichte Frankreichs, daß jeder
Dezentralisierungsversuch eine Re-Zen-
tralisierung bewirkt? Und gilt sie nicht
auch für die Renaissance einer zentralisti-
schen Paris-Politik?

Die Förderung der Hauptstadtregion

Die Regionalpolitik Frankreichs konzen-
triert sich – offiziell – darauf, seinen Raum
möglichst gleichförmig und nur als unteil-
bares Ganzes im europäischen Integra-
tionsprozeß zu verankern. Da eine solche
Strategie der Brüsseler Regionalpolitik
zuwiderläuft, ist es wohl klüger, sie im
Unklaren zu halten. Ebensowenig in die
EU-Integration aber paßt der ungebro-
chene, spektakulär raumwirksame Konzen-

trationsprozeß in der Ile-de-France. Er ist
nicht nur ein lebendiges Erbe des Zentra-
lismus, entfaltet sich nicht allein als Selbst-
läufer, sondern der Prozeß wird auch be-
wußt gefördert. Die Hauptstadt und ihre
Region werden instrumentalisiert als räum-
licher Angelpunkt des unitarischen Staa-
tes und zugleich als europäische, ja interna-
tionale Metropole. Dies liefert neue Nah-
rung für das klassische Dilemma zwischen
den Imperativen, die Dynamik der Ile-de-
France nicht brechen zu können bzw. zu
dürfen und sie zugleich bremsen zu müs-
sen, um das Gleichgewicht des Territori-
ums zu erhalten (MADIOT 1996, S. 127).
Wörtlich fordert das Raumordnungsgesetz
von 1995 die „Mittel ... um die Position
von Paris als europäische Metropole zu
verstärken, die Ausstrahlung der Region
Ile-de-France zu kräftigen und ihre quali-
tative Entwicklung zu sichern, allerdings
unter Kontrolle ihres quantitativen Wachs-
tums“ (Loi... 1995, Art.39, Hervorh.
v.Verf.). Das Dilemma betrifft ebenso den
Integrationsprozeß der Gemeinschaft, in
deren Komposition sich ein Territorium à
la française nicht harmonisch einfügen
läßt. In Paris, und zwar zugleich in der
Stadt, der Ile-de-France und der Regie-
rung, besteht jedoch der offensichtliche
Wille, neben dem kompakten Territorium
auch die Metropole in Europa zu optimaler
Geltung zu bringen. Die DATAR wagt
sogar die Behauptung, der Kernraum des
Pariser Beckens verfüge über „wesentli-
che Vorteile, um einen blühenden Pol und
ein Element des Gleichgewichts im Her-
zen Europas zu bilden“ (DATAR 1993,
S. 118).

Ausmaße und Wachstum der Hyper-
konzentration wurden schon gebührend
geschildert (vgl. u.a. BRÜCHER 1992; MA-
DIOT 1996). Hier geht es um die Intentio-
nen, die Ile-de-France und darüber hinaus
auch ihr Umland zu stärken. Dabei müßte
unterschieden werden zwischen der
zwangsläufigen Eigendynamik des Bal-
lungsprozesses und rein voluntaristischen
Bemühungen um eine wirtschaftliche und
politische Aufwertung von Paris. Im Grun-
de wären allein letztere hier relevant, es
zeigt sich aber, daß beide nicht zu trennen
sind.

Zweifellos muß der rund 10 Mio. Men-
schen zählende Pariser Ballungsraum auf
enorme Dauerprobleme reagieren, wie z.B.
eine Million Einpendler, den Ver-
kehrsinfarkt, die akute Wohnungsnot oder
die mit Abstand höchste Dichte an Vier-
teln mit sozialen Problemen. So entfielen
1991 auf ca. 19 % der Einwohner Frank-



EUROPA REGIONAL 5(1997)48

reichs 31 % der Investitionen des Staates,
ja sogar 90 % seiner Subventionen für den
ÖPNV (INSEE 1995; DELFAU 1994, S. 10 f).

Solche notwendigen Hilfen und Verbesse-
rungsmaßnahmen erhöhen unvermeidlich
die Anziehungskraft des Raumes. So ha-

ben z.B. im letzten Zensuszeitraum 1982-
90 die Ile-de-France und die acht angren-
zenden Departements zusammen 35 % des
gesamten Einwohnerzuwachses in Frank-
reich vereinnahmt, bei einem Anteil von
nur 25 % der Bevölkerung (Abb. 4). Von
den zehn Ballungsräumen mit dem höch-
sten Zuwachs an Arbeitsplätzen gewann
Paris mehr als die folgenden neun kumu-
liert.

Purer Voluntarismus scheint dagegen
aus den Renommierbauten der Staatsprä-
sidenten zu sprechen: Centre Pompidou,
neue Oper, Grande Arche etc. In bester
königlicher und napoleonischer Tradition
setzen sie sich ihr Denkmal ins Zentrum
der Macht, allen voran François Mitter-
rand. In raffinierter Symbolik plazierte der
Sozialist seine Pyramide zwischen den
Louvre der Könige und den Arc de Triom-
phe du Carrousel des Kaisers Napoleon
(Abb. 5). Die Bibliothèque de France, mit
Anspielung auf den „TGV“ auch „TGB“
genannt, Très Grande Bibliothèque, ist
das letzte und wohl teuerste der, so Fredy
GSTEIGER, „pharaonischen Projekte von
Mitterramses I“; bei geschätzten 2,5 Mio.
jährlichen Benutzern wird es zwischen 2,5
und 4 Mrd. DM Baukosten und 10 % des
jährlichen nationalen (!) Kulturetats ver-
schlingen (DIE ZEIT, 20.12.1996, S. 42).
Solche Aktivitäten fügen sich exakt in die
Rolle der französischen Kultur als der letz-
ten Bastion gegen den Identitätsverlust
(KUISEL 1996, S. 49). Und Paris war immer
schon der Leuchtturm der französischen
Kultur. Wer diese in Paris fördert, stützt
zugleich die Position der Stadt im Lande
und in Europa. Nicht zu unterschätzen ist
auch der Selbstbehauptungswille der Kern-
stadt Paris, die in den letzten Jahrzehnten
massive Verluste an Einwohnern verzeich-
nen mußte.

Vor dem Hintergrund gesehen, wäre es
zu simpel, in den präsidialen Monumental-
bauten nur Voluntarismus zu sehen. Noch
weniger eindeutig ist dies bei dem anhal-
tenden Ausbau der auf Paris ausgerichteten
Verkehrsadern (Abb. 6): Der Pariser Stern
hat immer erste Priorität, bei den Autobah-
nen wie bei den TGV-Strecken, die beide
wie Neuauflagen der napoleonischen Heer-
straßen anmuten. Mit der Deregulierung
des Luftverkehrs wird ein noch höherer
Anteil der Binnenflüge Paris zum Ziel
haben. Aber selbst zwei internationale
Großflughäfen scheinen dort nicht auszu-
reichen. So wurde nicht nur beschlossen,
Charles-de-Gaulle zum größten und
modernsten Airport Europas auszubauen,
sondern schon plant man einen dritten, in

Zunahme (1 Quadrat repräsentiert jeweils 1% des Zuwachses 1982–90)
Stagnation
Abnahme
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Entwurf und Kartographie: W. Brücher
editiert:  S. Dutzmann
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Bevölkerungsveränderung 1982-90

Abb. 4: Verteilung des Bevölkerungszuwachses 1982-1990
Quelle: Institut National de la Statistique et des Etudes Economiques

Abb. 5: Die Pyramide im Innenhof des Louvre (Foto: W. BRÜCHER)
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der Gemeinde Beauvilliers bei Chartres,
nur 80 km bzw. 20 TGV-Minuten von
Paris, was bei den betroffenen Anwohnern
bereits massive Protestaktionen ausgelöst
hat (Abb. 7). Da Frankreich über keinen
weiteren Flughafen von internationalem
Format verfügt, hätte sich in der Tat ein
Standort fern vom Pariser Dunstkreis ange-
boten, etwa zwischen Toulouse und Bor-
deaux. Doch anstatt ein derartiges Projekt
für sich selbst zu reklamieren, befürwor-
ten sogar periphere Regionen wie Midi-
Pyrénées den Standort Beauvilliers. Die
Argumente: kein Provinzflughafen habe
im Autobahn- oder TGV-Radialsystem
auch nur annähernd vergleichbare An-
schlußmöglichkeiten für das ganze Land,
für 18 Mio. Einwohner werde Beauvil-
liers in nur einer Stunde erreichbar sein, ja,
es würden sogar 50 Departements mit der
Hälfte aller Franzosen von dem neuen
Flughafen profitieren (HULBERT 1997, S. 3).

Demgegenüber wurde das Projekt des
Rhein-Rhône-Kanals nach Antritt der neu-
en Regierung Jospin im Frühjahr 1997
definitiv ad acta gelegt – vielleicht (auch)
wegen seiner Bindung an die gefürchtete
„Blaue Banane“, wegen seines Verlaufs
fern der Hauptstadt? (vgl. BRÜCHER 1992, S.
89). Das paßt zu der gängigen Ansicht, die
Ile-de-France liege außerhalb dieses
Nervenzentrums der EU (vgl. INSEE 1996)
und zu Befürchtungen, selbst auf Regie-
rungsebene, daß infolge der deutschen Ei-
nigung und der Öffnung Osteuropas Frank-
reich in eine periphere Lage zu Europa

Maßstab 1 : 16 Mio.

 TGV und Schienenschnellverkehr Alte Heerstraßen Autobahnen

Frankreich
Historisches und heutiges Verkehrsnetz

IfL 1997
Entwurf und Kartographie: W. Brücher
editiert:  S. Dutzmann
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abdrifte (vgl. DATAR 1990 f.). Man muß
sich allerdings fragen, so andeutungsweise
auch PITTE (1997, S .95) und DAMETTE u.
SCHEIBLING (1995, S. 158), ob ein solches
Marginalisierungstrauma nicht bewußt, gar
künstlich kultiviert wird, denn ob Paris au-
ßerhalb der „Blauen Banane“ liegt, ist durch-
aus diskutabel. So läßt sich jedoch ein zu-
sätzliches Argument schaffen, die Haupt-
stadt massiv unterstützen zu müssen, um ihr
den gebührenden Rang einer europäischen
bzw. Weltmetropole zu schaffen.

Auch hier liegt eine Grauzone zwischen
freier politischer Zielsetzung und Zwän-

gen. Als Konsequenz des zentralistischen
Systems hat sich im Schatten von Paris
keine ausbalancierte armature urbaine
entwickeln können, etwa wie in Deutsch-
land oder Italien, die sich gleichgewichtig
in ein europäisches Städtenetz einbinden
ließe (vgl. BRÜCHER 1992). In Ermange-
lung dessen muß Frankreich das Gewicht
von Paris in die Waagschale werfen: „...
den Bemühungen um ein neues Gleichge-
wicht zwischen den Städten war nur schwa-
cher Erfolg beschieden, was dazu zwingt,
sich zu sehr auf Paris zu stützen, um in
Europa und in der Welt präsent zu sein.

Abb. 6: Napoleonische Heerstraßen, Train à grande vitesse und Autobahnen

Abb. 7: Protest gegen den Bau des dritten französischen Großflughafens in Beauvilliers bei
Chartres (Foto: F. HULBERT)
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Wir stehen so vor einem wahren Teufels-
kreis“ (BALLIGAND u. MAQUART 1990). Er-
schwerend kommt hinzu, daß sich in Paris
zwar die Masse der Hauptverwaltungen
französischer und ausländischer Unterneh-
men im Lande konzentriert, die Stand-
ortqualität gegenüber mancher kon-
kurrierenden europäischen Stadt jedoch
zurückbleibt, besonders London und Brüs-
sel. Man fühlt sich folglich unter Druck,
die Hauptstadtregion fördern zu müssen,
nicht zuletzt auch unter dem Einfluß der
Globalisierung und des wachsenden Trends
in die Weltstädte (DAMETTE u. SCHEIBLING

1995, S. 240).
Jeder Teilerfolg in der Bewältigung der

vielschichtigen Probleme der Hauptstadtre-
gion muß diese aufwerten und ihre Kapazi-
tät erweitern. Man male sich nur die Kon-
sequenzen eines kostenlosen öffentlichen
Personentransports in der gesamten Ile-
de-France aus, wie er im Oktober 1997
von Umweltministerin Voynet gefordert
wurde! (zit. in Le Monde 03.10.1997).
Inzwischen profitiert von der überborden-
den Attraktivität auch das die Ile-de-Fran-
ce umschließende Pariser Becken. Wie
selbstverständlich spricht der Regional-
präsident der Ile-de-France von der
Notwendigkeit eines solchen vergrößerten
Pariser Raumes europäischer Dimension
mit 20 Millionen Einwohnern (HULBERT

1997) – ein Raum höchster Dynamik, mit
über einem Drittel der Bevölkerung Frank-
reichs! Wie selbstverständlich verbinden
sich hier zwangsmäßige Investitionen in
die Infrastruktur mit dem freien strate-
gischen Willen zu einem Instrument der
Politik für die Position Frankreichs in Eu-
ropa. Letztlich wird die Unterentwicklung
der armature urbaine Frankreichs, eine
Konsequenz der Zentralisierung, wieder-
um zum Stimulans für die Hauptstadtregion
bzw. das Pariser Becken. Zugleich aber
wird so zur Verfestigung einer Stadt- und
Verkehrsstruktur beigetragen, die sich für
die europäische Integration immer weni-
ger eignet. Im Gegenzug eine Abkehr von
diesem Ungleichgewicht, ein tatsächlich
dezentrales Städtemuster fordern, hieße,
die persistente Eigendynamik des Zentra-
lismus verkennen.

Fazit

Der gegenwärtige Umbruch Frankreichs
zwischen Zentralismus, Dezentralisierung
und Europa konnte nur in einem begrenz-
ten Ausschnitt dargestellt werden. Daß
dem Land von seinem traditionellen We-
sen her eine Integration in die EU schwer-
fällt, ist nichts Neues. Die Barriere exi-

stiert jedoch nicht allein in der Persistenz
des staatsorganisatorischen Leitprinzips,
mit seinem Drang nach zentral gesteuerter
Gleichheit von Raum und Nation, mit der
Furcht vor zentrifugalen Tendenzen und
mit dem systemimmanenten Widerspruch
der Hauptstadtregion. Auf der anderen Seite
wird eine Barriere erst errichtet, und zwar
durch die Europäische Union selbst. De-
ren betonte Politik der Regionalisierung,
von den föderalistischen Mitgliedern wohl-
wollend unterstützt, stand und steht im
Widerspruch zu den Idealen des unita-
rischen Staates Frankreich. Versucht die-
ser noch, wenn auch durch eine spezifi-
sche Regionalisierung à la française, im
Konzert der Europäisierung mitzuspielen,
so wird allein schon die Idee eines „Euro-
pas der Regionen“ als blanke Provokation,
als Angriff auf die Identität empfunden! In
einem derartigen Kontext gerät jeder Vor-
stoß der EU in Richtung Regionalisierung
unter Verdacht, ruft Anpassungsstrategien
hervor oder sogar Gegenreaktionen, wie
z.B. durch die Raumordnungsgesetze von
1992 und 1995. Auch die widersprüchliche
Förderung der Ile-de-France und die Am-
bitionen der Metropole in Europa müssen
in diesem Zusammenhang gesehen wer-
den.

Da bekanntlich auch andere, akutere
Probleme den Weg der Gemeinschaft er-
schweren, sollte mehr darüber nachgedacht
werden, wie man ein noch sehr junges,
noch im Werden begriffenes Europa an die
schon bestehenden und deshalb schwerer
zu verändernden Strukturen seiner Mit-
gliedsländer flexibler anpassen könnte.
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